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P r e s s e m i t t e i l u n g 
 

DKG zum Vorstoß, Gewalt im Krankenhaus härter zu bestrafen 
 

Strafverschärfungen wären wichtiges Signal an die Betroffenen 
 

Berlin, 14. Juli 2025 – Zum Vorstoß von Gesundheitsministerin Nina Warken, 

Übergriffe auf Krankenhauspersonal und niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 

härter zu bestrafen, erklärt der Vorstandsvorsitzende der Deutschen 

Krankenhausgesellschaft Dr. Gerald Gaß: 

„Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Gesundheitsministerin den Hilferuf aus 

Krankenhäusern und Arztpraxen gehört hat und Konsequenzen ankündigt. 

Übergriffe auf Pflegekräfte, Ärztinnen und Ärzte müssen in der Strafbemessung 

Angriffen auf Rettungspersonal und Einsatzkräfte gleichgestellt werden. Hier ist 

nun die Ministerin gefragt, das Strafgesetzbuch entsprechend anzupassen. Für 

die Betroffenen in Kliniken und Praxen wäre dies vor allem ein Signal, dass 

Gewalttäter nicht mehr ohne oder nur mit geringsten Strafen davonkommen. 

Nun müssen den Worten Taten folgen, die Betroffenen dürfen nicht wieder mit 

Sonntagsreden und überlangen Prozessen enttäuscht werden. 

Klar ist aber auch, dass die Strafverschärfung das Problem zunehmender Gewalt 

alleine nicht lösen wird. Sie mag einige potentielle Täter abschrecken, ist aber 

vor allem ein wichtiges Zeichen an die Betroffenen, dass sie und ihre Arbeit 

ernstgenommen werden. Wie viele andere leiden auch die Beschäftigten in 

Krankenhäusern und Arztpraxen unter zunehmender Verrohung, 

Respektlosigkeit und gesunkenen Hemmschwellen. Strafverschärfungen können 

hier nur ein Baustein unter vielen zur Lösung dieses gesamtgesellschaftlichen 

Problems sein. Wir brauchen eine breite gesellschaftliche Debatte darüber, wie 

es uns in einer demokratischen und vielfältigen Gesellschaft gelingt, auch bei 

Meinungsverschiedenheiten gewaltfrei und respektvoll miteinander 

umzugehen.“ 

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in Deutschland. Sie 

vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12 Spitzenverbände – in der Bundes- und 

EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben wahr. Die 1.874 Krankenhäuser versorgen jährlich 

17 Millionen stationäre Patienten  und rund 23 Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,4 Millionen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (2023). Bei 141 Milliarden Euro Jahresumsatz in deutschen 

Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen. 


